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(Auszugsweise Abschrift aus dem Antrag auf Ent­
schädigungszahlung des Kurt Gutknecht, Stralsund, 
vom 10. 2.1954.)

Kurt Gutknecht Stralsund, den 10.2.1954.
Stralsund
Wolfgang-Heinze-Straße 18

Darlegung und Begründung 
der Erstattungsansprüche hinsichtlich des Grundstücks 

Dänholmstraße 6a in Stralsund.

Als ich im März 1945 mit einem großen Teil der Ein­
richtung und vielen Vorräten meiner in Stettin betrie­
benen Marmeladenfabrik nach Stralsund verlegt wurde, 
erhielt ich für den Betrieb Räumlichkeiten der Zucker­
fabrik zugewiesen. Da die Räume sehr primitiv und 
unzureichend waren, mußte ich mich um eine ander­
weitige Unterbringung des Betriebes bemühen. Es 
wurde mir die unbenutzbare, völlig zerstörte Ruine des 
ehemaligen Wehrmachts-Wohngebäudes Dänholmstr. 6a 
in Stralsund zugewiesen. Nach Einholung aller erforder­
lichen Genehmigungen und Zustimmungen habe ich 
aus eigenen Mitteln, insbesondere dem aus Stettin 
mitgebrachten baren Geld und unter äußerster per­
sönlicher Anspannung das Grundstück enttrümmert 
und für Wohnungen sowie für den Betrieb meiner 
Marmeladenfabrik hergerichtet.............
Neben der Verpflichtung, die realen Grundlagen für 
diesen Aufbau zu schaffen, stand für mich im Vorder­
grund, daß dieser Betrieb als Marmeladenfabrik für 
die Ernährung unseres Volkes von großer Bedeutung 
war. Dieser Bedeutung entsprechend habe ich bei dem 
Aufbau nicht eigenmächtig, sondern wie die vorstehend 
genannten Unterlagen ergeben, nur im engsten Einver­
nehmen mit den Staatsorganen, insbesondere dem 
Oberbürgermeister und Rat der Stadt Stralsund sowie 
dem Ministerium des Landes Mecklenburg gehandelt. 
Zu allen erforderlichen Maßnahmen habe ich stets vor­
her die Zustimmung und Genehmigung der staatlichen 
Organe eingeholt und deren Unterstützung erhalten. 
Dank dieser Unterstützung gelang mir die umfang­
reiche, sehr schwierige und große Kosten verursachende 
Enttrümmerung des Grundstücks Dänholmstraße 6a, 
die Beschaffung der notwendigen Materialien zum Wie­
deraufbau dieses Grundstücks und die Schaffung der 
ordnungsmäßigen Einrichtung und Ausstattung der 
Marmeladenfabrik. Ich konnte trotz aller Schwierig­
keiten einen leistungsfähigen und gut eingerichteten 
Betrieb schaffen............
Trotzdem ich in derselben Weise bemüht war, auch 
meine steuerlichen Pflichten restlos zu erfüllen und ich 
laufend sehr erhebliche Steuern aller Art entrichtet 
hatte, wurden bei einer steuerlichen Prüfung meines 
Betriebes im März 1950 durch die Abgabenverwaltung 
doch Steuernachzahlungen von rund 120 000 DM fest­
gesetzt und davon allein für 1945, dem Jahr, ln dem 
ich in Stettin meine Existenz verloren habe, mit 
91 064,— DM. Meine Bemühungen, die Aufhebung dieser 
untragbaren Steueranforderungen und der durch­
geführten Zwangsvollstreckungsmaßnahmen zu er­
wirken, waren erfolglos. Bei einer erneuten Prüfung 
durch die Staatliche Kontrolle wurde ich am 8 . August 
1951 verhaftet und schließlich zu 3 Jahren Gefängnis 
und 65 000 DM Geldstrafe verurteilt. Nach zwei­
jähriger Haftzeit wurde durch Beschluß vom 5. August 
1953 die weitere Vollstreckung gemäß § 346 StPO aus­
gesetzt............
Am Tage meiner Verhaftung teilte der Rat der Stadt 
Stralsund mit Schreiben vom gleichen Tage die Über­
tragung des von mir enttrümmerten und für Woh­
nungen sowie meinen Betrieb aufgebauten Grund­

stücks an die Staatswerft in Stralsund mit und for­
derte die alsbaldige Räumung des Grundstücks. Mit 
Schreiben vom 2. Oktober 1951 kündigte der Rat der 
Stadt Stralsund das Mietverhältnis förmlich zum
31. Dezember 1951. Im Protokoll vom 26. November 
1951 wurden die Verhandlungen wegen der Räumung 
des Grundstücks festgelegt.............
Mein Betrieb ist im Anschluß an die Aufkündigung des 
Grundstücks aufgelöst. Alle wertvollen Maschinen, Ge­
räte und Einrichtungen des Betriebes sind vom Treu­
händer veräußert und die Erlöse in der Hauptsache an 
die Abgabenverwaltung auf die oben genannten Steuer­
festsetzungen abgeliefert. ..........
Ferner wurden mir die bestehen gebliebenen und durch 
die hohen Zinsen ungeheuerlich angewachsenen Schul­
den des Betriebes übergeben und als einziges Aktivum 
der Erstattungsanspruch für die Aufwendungen für das 
Grundstück Dänholmstraße 6a in Stralsund. Da die 
Zahlung aus diesem Erstattungsanspruch zur Ab­
deckung der genannten Schulden benötigt wird, ver­
bleibt mir selbst von meinem früheren erheblichen 
Vermögen nichts.............
Deshalb richte ich hiermit gemäß dem Schreiben des 
Rates der Stadt Stralsund vom 14. Dezember 1953 an 
die Regierung der Deutschen Demokratischen Repu­
blik die Bitte, mir die Entschädigung für die von mir 
in dem Grundstück Dänholmstraße 6a in Stralsund ge­
machten Aufwendungen zu gewähren, damit ich aus 
dieser Entschädigung die mir verbliebenen Schuld­
verpflichtungen erfüllen kann.

gez. Kurt Gutknecht

Dieses durchaus begründete Schreiben hat nach Aus­
sage des Eigentümers keinen Erfolg im Sinne des 
Schreibens gehabt, der Betrieb wurde dennoch liqui­
diert.

*

Bezeichnend ist der Inhalt eines weiteren Protokolls 
über die Methode, private Großbetriebe systematisch 
auszuschalten. Die wirtschaftliche Vorrangstellung des 
volkseigenen Handels wird willkürlich dazu benutzt, um 
durch eine gestaute Belieferung den Privathandel in 
finanzielle Schwierigkeiten zu bringen und ihn damit 
zur Liquidierung des Unternehmens zu zwingen.
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Es erscheint Herr Kurt Schlegel, z. Z. Westberlin, und 
erklärt:
Ich war Leiter der Abt. Schweißbedarf bei der DHZ 
Chemie in Cottbus. Aufgabe unserer Abteilung war die 
Belieferung aller Bedarfsträger mit Schweißmaterial 
und Schweißgeräten. Bis zum Frühjahr d. Js. bestan­
den eine Reihe von Kommissionsverträgen mit privaten 
Händlern, und die Belieferung des privaten Handels 
erfolgte laufend im Rahmen dieser abgeschlossenen Ver­
träge. Die Erfahrungen hatten gezeigt, daß sich die 
Zusammenarbeit mit diesen privaten Händlern durch­
aus fruchtbar gestalteten. Schwierigkeiten in Bezug auf 
Umsatz oder Bezahlung bestanden nicht. Im Frühjahr 
d. Js. erteilte die zentrale Leitung der DHZ Chemie, 
Berlin NW 7, Marienstr. 19—20, den Leitern der ein­
zelnen DHZ-Filialen die Anweisung, den privaten Han­
del nicht mehr zu beliefern bzw. die bestehenden Kom­
missionsverträge aufzulösen. Bezüglich der Auflösung 
dieser Verträge gab die zentrale Leitung, in diesem be­
sonderen Falle der Leiter der Abt. Schweißbedarf, 
Klubescheidt, und der 2. Direktor Wessel die direkte
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